
Beispiel: Hat sich eine Straftat ereignet und befragt die Polizei
Anwesende nach Hinweisen, so hat sich der Verdacht noch auf
keine Person konkretisiert, mithin ist niemand Beschuldigter. Stürmt
dabei B auf die Beamten zu und erzählt, sie habe die Tat begehen
müssen, weil ihre inneren Stimmen sie dazu drängten, so handelt es
sich um eine Spontanäußerung ohne vorangehende Vernehmung
eines Beschuldigten – vor der auch nicht hätte belehrt werden

können. Verdichten sich während der Erzählung der B aber die Hin-
weise darauf, dass sie tatsächlich die Tat begangen hat, so ist der
Tatverdacht so hoch, dass das Gespräch zu unterbrechen und sie als
Beschuldigte zu belehren ist.

(Der Beitrag wird in JA 6/2025 fortgesetzt.)
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Dem Bundesgesundheitsminister L wird zur Umsetzung des Koalitionsvertrags der regie-
rungsbildenden Parteien die Aufgabe zuteil, die Liberalisierung der bisherigen Cannabis-
politik voranzutreiben, damit sich die negativen Umfragewerte der drei Parteien etwas ent-
spannen. L arbeitet mithilfe seines Ministeriums einen vorläufigen Entwurf für ein Bundes-
Cannabisgesetz (CanG) aus. Danach soll der Besitz von THC-haltigem Cannabis nicht nur
zu medizinischen Behandlungszwecken, sondern auch für den allgemeinen privaten Ver-
brauch erlaubt werden. Dazu sollen die entsprechenden Strafnormen im BtMG gestrichen
werden. Nur der gewerbliche Vertrieb bliebe vorerst weiter strafbar. L hält eine Regelung
durch den Bundesgesetzgeber schon deshalb für erforderlich, weil ansonsten im Bundesgebiet
eine nicht zumutbare Unklarheit hinsichtlich der Strafbarkeit des Cannabisbesitzes sowie
-vertriebs bestünde.

Das Bundesland B steht einer Liberalisierung von Rauschmitteln jenseits alkoholhaltiger
Getränke äußerst kritisch gegenüber. Um bereits im Einbringungsverfahren längeren Aus-
einandersetzungen mit B im Bundesrat aus dem Weg zu gehen, bittet L die regierungs-
tragenden Bundestagsfraktionen, anstelle der Regierung das CanG als Gesetzesentwurf zu
initiieren. Diese folgen der Bitte des L und bringen gemeinsam die Gesetzesvorlage für das
CanG am 9.10.2023 in den Bundestag ein. Am Tag der ersten Lesung am 11.11.2023 sehen die
Regierungsfraktionen eine einmalige Gelegenheit, das CanG ohne großen Gegenwind be-
schließen zu können, denn die Oppositionsführerin Frieda M. feiert ihren Geburtstag und
hat große Teile der Abgeordneten zum Biertrinken ins Sauerland eingeladen. Hierbei wurde
allerdings nachlässigerweise innerhalb der Oppositionsfraktionen nicht koordiniert, welche
Abgeordneten erst nach der regulären Sitzung ins Sauerland fahren. Daher sind nur drei
Abgeordnete der Opposition bei der ersten Lesung am 11.11.2023 anwesend, weil sie nicht
auf der Gästeliste standen. Aufgrund der geringen Anwesenheit von Oppositionspolitikern
gibt es keine signifikante Kritik am Gesetzesentwurf, sodass der zahlenmäßig beschlussfähige
Bundestag gleich im Anschluss an die erste Lesung mit einer Mehrheit der Anwesenden das
CanG beschließt.

Als der Ministerpräsident des Landes B am nächsten Tag vom Gesetzesbeschluss des Bundes-
tags hört, ist er entrüstet: Er kritisiert, dass die Rechtsauffassung des Landes B im Bundesrat
nicht diskutiert werden konnte, weil die Bundesregierung durch einen Trick eine frühzeitige
Beteiligung des Bundesrats verhindert habe. Es könne doch nicht sein, dass es zum Umgehen
der Beteiligung des Bundesrats ausreicht, dass auf dem Papier die Vorlage aus der Mitte des
Bundestags kommt, obwohl doch das CanG in der Sache von der Bundesregierung erarbeitet
wurde. Wie der Geburtstag der M ausgenutzt wurde, um die Beteiligung der Opposition an
der Gesetzgebung zu verhindern, sei ebenfalls beispiellos. Auch kompetenziell sei das Gesetz
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„Schmarrn“. Es sei nicht klar, woraus sich eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergebe.
Weil das Land B im Bundesrat keine Mehrheit für seine Ansicht findet, legt der Bundesrat
keinen Einspruch gegen das CanG ein. Am 1.4.2024 wird das CanG durch den Bundesprä-
sidenten ordnungsgemäß ausgefertigt und verkündet.

Hierbei will es das Land B nicht belassen. Es hält das CanG aus mehreren Gründen für
evident formell verfassungswidrig und damit für nichtig. Daher beantragt es beim Bundes-
verfassungsgericht die Feststellung der Nichtigkeit des Gesetzes.

Hat der Antrag des Landes B Aussicht auf Erfolg?

Bearbeitervermerk: Von der materiellen Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes ist auszugehen.

& LÖSUNG

Der Antrag hat Aussicht auf Erfolg, wenn er zulässig und soweit er begründet ist.

A. ZULÄSSIGKEIT

Zunächst müsste der Antrag zulässig sein. Dazu müssen die nachfolgenden Sachentschei-
dungsvoraussetzungen erfüllt sein.

I. Zuständigkeit des BVerfG

Hier kommt eine abstrakte Normenkontrolle in Betracht. Für diese ist das BVerfG gem.
Art. 94 I Nr. 2 GG, §§ 13 Nr. 6, 76 ff. BVerfGG zuständig.

II. Antragsberechtigung

Das Land B müsste antragsberechtigt sein. Gemäß Art. 94 I Nr. 2 GG, § 76 I BVerfGG sind
die Bundesregierung, eine Landesregierung oder ein Viertel der Mitglieder des Bundestags
antragsberechtigt. Für das Land B stellt die Landesregierung als berechtigte Partei den
Antrag.

III. Antragsgegenstand

Es müsste ein tauglicher Antragsgegenstand vorliegen. Im Wege der abstrakten Normenkon-
trolle können gem. Art. 94 I Nr. 2 GG, § 76 I BVerfGG formelle und materielle Bundes-
und Landesgesetze auf Vereinbarkeit mit höherrangigem Recht geprüft werden. Die Landes-
regierung wendet sich gegen das CanG, welches als formelles Bundesgesetz tauglicher An-
tragsgegenstand ist.

IV. Antragsgrund

Das Land B müsste einen tauglichen Antragsgrund vorbringen. Während Art. 94 I Nr. 2 GG
hierfür Meinungsverschiedenheiten und Zweifel an der Vereinbarkeit des CanG mit höher-
rangigem Recht genügen lässt, verlangt § 76 I Nr. 1 BVerfGG als strengerer Maßstab eine
Überzeugung von der Nichtigkeit des Gesetzes. Da das Land B das CanG vorliegend tatsäch-
lich für verfassungswidrig und nichtig hält, kann die Auflösung des Verhältnisses der beiden
Maßstäbe zueinander dahinstehen (hierzu Brunner JA 2014, 838 (839); Geis/Schmidt JuS
2012, 121 (122)). Ein Antragsgrund ist gegeben.

V. Form und Frist

Von einer Einhaltung der Form (schriftlich und begründet) gem. § 23 I BVerfGG ist aus-
zugehen. Eine Frist für die abstrakte Normenkontrolle gibt es nicht.

VI. Zwischenergebnis

Der Antrag ist zulässig.

B. BEGRÜNDETHEIT

Der Antrag müsste ferner begründet sein. Dies ist der Fall, soweit das CanG tatsächlich gegen
höherrangiges Recht verstößt, mithin formell oder materiell verfassungswidrig ist.

I. Formelle Verfassungsmäßigkeit

Das CanG könnte formell verfassungswidrig sein. Das CanG als formelles Bundesgesetz ist
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